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Recht im Interesse der Gesellschaft« 
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Einleitung 

A. Anlass der Untersuchung 

2015 räumt der Volkswagenkonzern ein, über Jahre hinweg Abgasgrenz-
werte nicht eingehalten und vorsätzlich darüber getäuscht zu haben. Es 
verhärten sich Anhaltspunkte, dass ausgestoßene Emissionen um ein Viel-
faches höher sind, als auf dem Papier angegeben. Möglich gemacht hat 
dies offensichtlich eine eingebaute Software, die während der Emissions-
tests die Motorsteuerung so veränderte, dass währenddessen weniger 
Abgase ausgestoßen wurden. Die Nachricht, dass Dieselmotoren in ver-
schiedenen Automodellen der Marken VW, Skoda, Seat und Audi die 
geltenden Grenzwerte für Abgase nur auf dem Prüfstand einhalten, ver-
breitet sich durch die Medien wie ein Lauffeuer.1 

Der VW-Konzern ist einer der wichtigsten und größten Automobilher-
steller der Welt und bringt jährlich etwa eine Million Fahrzeuge auf die 
Straßen. Diese gigantische Zahl lässt schon erahnen, dass von den Mani-
pulationen weltweit Millionen von Verbrauchern betroffen sind. Allein in 
Deutschland enthalten 2,8 Mio. Fahrzeuge die genannte Software.2 In 
zahlreichen Ländern wird seither wegen des Skandals ermittelt.3 Bereits 
wenige Tage nach dessen Bekanntwerden gibt es die ersten Meldungen, 
dass Sammelklagen von spezialisierten Anwaltskanzleien in den USA,4 

____________________ 
 
1  Der Spiegel Nr. 40/2015 v. 26.09.2015, »Skandale: Wie die Kombination aus 

Moral und Größenwahn bei VW zum Desaster führte«, Grolle,  
Johann/ Hawranek, Dietmar/ Kurbjuweit, Dirk/ Latsch, Gunther/ Medick, 
Veit/ Stark, Holger/ Wüst, Christian. 

2  FAZ online v. 25.09.2017 »Dobrindt: 2,8 Millionen VW-Autos in Deutschland 
manipuliert«, online abrufbar unter URL: http://www.faz.net/aktuell/wirt
schaft/diesel-affaere/2-8-millionen-autos-in-deutschland-von-vw-manipuliert-
13823208.html (Stand: 27.02.2017).  

3  Im Nachhinein wurde bekannt, dass die US-Umweltschutzbehörde EPA gegen 
den Volkswagen-Konzern schon seit geraumer Zeit ermittelte.  

4  N-TV v. 24.09.2015, »Bereits 40 Sammelklagen gegen VW«, online abrufbar 
unter URL: http://www.n-tv.de/wirtschaft/Bereits-40-Sammelklagen-gegen-
VW-article15998786.html (Stand: 27.02.2017). 
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Kanada und Australien5 vorbereitet werden. Die von Experten bereits zu 
Beginn vorausgesagte Prozesslawine kommt ins Rollen. Die Autokäufer 
und zum Teil auch Autohändler fordern Schadensersatz aufgrund des 
Wertverlustes, der sowohl den geringeren Widerverkaufswert der PKW 
als auch die Kosten für den Rückruf der Wagen für eine Nachrüstung 
umfasst. Darüber hinaus mehren sich Schadensersatzklagen von 
Aktionären wegen eines Verstoßes gegen das WpHG aufgrund verspäteter 
Bekanntgabe der illegalen Abgasmanipulationen sowie Schadensersatz-
klagen von Privatanlegern aufgrund von Wertverlust der Aktien. In 
Deutschland ermitteln auch die Staatsanwaltschaft wegen eines An-
fangsverdachts aufgrund der Anschuldigungen und die BaFin aufgrund zu 
später Pflichtveröffentlichung. Am Ende der Verfahren hat der VW-
Konzern hohe Bußgelder und Strafzahlungen zu erwarten. Bereits jetzt 
wurden dafür Rückstellungen im Millionenbereich gebildet.  

Währenddessen hat VW angekündigt, in den USA eine pauschale Ent-
schädigung i. H. v. EUR 1000 an jeden Geschädigten zahlen zu wollen6; 
dies zeigt, dass es der Konzern schon gar nicht zu einer Klage kommen 
lassen möchte. Allein die Prozesskosten würden Millionen verschlingen, 
und auch der Imageschaden lässt sich nicht beschönigen, obgleich ein 
Absatzrückgang anfangs noch ausblieb. VW will sich einigermaßen 
glimpflich aus dieser Situation hinausmanövrieren. Währenddessen hat die 
US-Regierung Klage gegen Volkswagen wegen Einsatzes von Betrugs-
software und Verstößen gegen das Klimaschutzgesetz eingereicht. 

In Deutschland wird dementsprechend von VW gefordert, die deut-
schen Verbraucher nicht schlechter zu stellen und großzügig mit Fristen 
und Gewährleistungsansprüchen zu verfahren, denn Klagen, wie in den 
USA, hat der Konzern in Deutschland aufgrund der fehlenden Rechts-
grundlage nicht zu erwarten; weitergehende Schadensersatzansprüche 
würden mit hoher Wahrscheinlichkeit auch am nicht erbringbaren Beweis 
einer vorsätzlichen Täuschung scheitern. Obwohl die Verbraucher sicher-

____________________ 
 
5  Focus Online v. 08.10.2015 »Sammelklage gegen VW auch in Australien 

gestartet«, online abrufbar unter URL: http://www.focus.de/finanzen/boerse/
volkswagen-skandal-im-news-ticker-zwei-deutsche-vw-fahrer-ziehen-wegen-
dieselgates-vor-gericht_id_4998185.html (Stand: 27.02.2017). 

6  Stuttgarter-Zeitung.de v. 22.11.2015, »Niederländische Stiftung schürt  
Hoffnung auf Geld«, Heller, Michael, online abrufbar unter URL: http://www.
stuttgarter-zeitung.de/inhalt.vw-und-der-schadenersatz-niederlaendische-stift
ung-schuert-hoffnung-auf-geld.ac724441-09a6-4c5e-b29d-c246f3071217.html 
(Stand: 05.02.2017). 


